
   GLB-Antrag 3 an die 176. AK Vollversammlung Wien 

Niedrige Einkommen entlasten und Krankenversicherung absichern!

Die Steuerreformpläne der Bundesregierung sehen vor, dass für Bruttoeinkommen bis 2.500 
Euro/Monat ab dem 1.7.2022 die Krankenversicherungsbeiträge gesenkt werden sollen. Beginnend 
mit 1,7 % schleift sich die Senkung bis 0,2 % bei Einkommen von 2.500 Euro ein. Diese Maßnahme 
wird mit einem Einnahmenentfall für die Krankenversicherungen von rund 800 Mio. Euro berechnet.

Auch wenn es Zusagen gibt, dass die Gegenfinanzierung aus dem Budget erfolgen soll, bedeutet dies 
doch eine weitere Schwächung des Prinzips der Selbstverwaltung der Sozialversicherung. Schließlich 
geht es auch darum, dass diese ihre Verwaltungsaufgaben weisungsfrei durchführen kann – dass die 
Interessen der Versicherten, der Beitragszahler*innen und der Leistungsempfänger*innen vertreten 
werden.

Unklar ist zudem, wie sich die Gegenfinanzierung zukünftig gestaltet und ob diese indexiert sein soll. 
Die Abhängigkeit vom Budget und damit von der jeweiligen Regierung kann nicht im Interesse der 
Versichertengemeinschaft sein – sie ist wohl eher im Interesse jener, die die Selbstverwaltung der 
Sozialversicherung auch im Bereich der Krankenversicherung schwächen wollen. Gerade die 
Pandemie hat uns jedoch vor Augen geführt, wie wichtig ein funktionierendes und ausreichend 
dotiertes Gesundheitssystem ist.

Zudem verkompliziert die Senkung der KV-Beiträge die Lohnverrechnung und verursacht damit 
zusätzlichen Verwaltungsaufwand. Nicht außer Acht gelassen werden darf, dass sich auch die 
Steuerbemessungsgrundlage der betroffenen Personen erhöht und somit teilweise eine höhere 
Einkommenssteuerbelastung droht.

Als Alternative dazu stehen bereits Instrumente einer Rückerstattung von Beiträgen über das 
Steuersystem zur Verfügung. Im Rahmen der Arbeitnehmer*innenveranlagung bekommen jene, die 
so wenig verdienen, dass sie keine Lohnsteuer zahlen, eine Steuergutschrift in Form einer SV-
Rückerstattung. Der Zuschlag zum Verkehrsabsetzbetrag kommt ebenfalls niedrigen Einkommen 
zugute. Er wird in voller Höhe bis zu einem Jahreseinkommen von 15.500 Euro gewährt und 
verringert sich einschleifend bis 21.500 Euro auf null.

Die 176. Vollversammlung der AK Wien bekennt sich zum Prinzip der Selbstverwaltung der 
Sozialversicherung und zur beitragsfinanzierten Krankenversicherung und fordert die 
Bundesregierung auf, anstelle der Senkung der Krankenversicherungsbeiträge andere 
Instrumente zur Entlastung niedriger Einkommen anzuwenden und daher die SV-
Rückerstattung bzw. den Zuschlag zum Verkehrsabsetzbetrag zu erhöhen.

Angenommen ☒ Zuweisung ☐ Ablehnung ☐ Einstimmig ☐ Mehrheitlich ☒
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